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// Im Blickpunkth

Deutsche Unternehmen werden derzeit von ihren Gesch�ftspartnern angehalten, den sog. BSCI–Verhaltenskodex zu unter-

zeichnen. Der Business-Social-Compliance-Initiative-Kodex soll demhehren Ziel dienen, in Deutschland als selbstverst�ndlich

erachtete sozialeMindeststandards inweiteren L�ndern umzusetzen. Der Kodex enth�lt jedoch Regelungen, deren Vereinbar-

keitmit deutschemRecht zweifelhaft ist. Der Aufsatz von Fabritius/Fuhlrott gibt einen �berblick �ber diemit einer Unterzeich-

nungdes Kodexes inDeutschland verbundenen Risiken; gleichzeitigwird erl�utert, wie diese verhindert werden k�nnen.

Armin Fladung, Verantwortlicher Redakteur im Arbeitsrecht
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vonTobias Neufeld, LL.M.,

RA, FAArbR, Solicitor (England

&Wales), Partner bei Taylor

Wessing, D�sseldorf

ZumNutzen vonTransfergesell-
schaften

Trotz Kurzarbeit droht aufgrund der anhalten-

den Wirtschaftskrise nun vermehrt Personal-

abbau. In den letzten Jahren hat sich zur sozia-

len Abfederung von Massenentlassungen die

Transfergesellschaft als Alternative zum klassi-

schen Abfindungssozialplan etabliert. Die zu

entlassenden Arbeitnehmer gehen hierbei auf

eine Transfergesellschaft �ber, welche – finan-

ziell maßgeblich vom Arbeitgeber ausgestat-

tet – die Arbeitnehmer f�r einen befristeten

Zeitraum anstellt und diese durch Qualifizie-

rungs- und Vermittlungsmaßnahmen in neue

Arbeitsverh�ltnisse vermitteln soll.

Sobald in einem Unternehmen Personalab-

baumaßnahmen bekannt werden, f�llen die

Angebotsschreiben der zahlreichen Anbieter

solcher Transfergesellschaften z�gig das Post-

fach der Personaler. Im Rahmen von Interes-

sensausgleichs- und Sozialplanverhandlun-

gen ert�nt seitens der Betriebsr�te fast schon

automatisch der Ruf nach einer Transferge-

sellschaft. Sie wird als das sozialere und „bes-

sere“ Gestaltungsinstrument wahrgenommen

und ihr Nutzen f�r die Mitarbeiter im konkre-

ten Einzelfall oft gar nicht ernsthaft hinter-

fragt. Einen einheitlichen Qualit�tsstandard

f�r Transfergesellschaften gibt es nicht. Eine

Qualit�tskontrolle w�hrend der Laufzeit der

Transfergesellschaft findet oft nicht einmal

durch Arbeitgeber und Betriebsrat statt.

Dies wirft zwangsl�ufig die Frage nach dem

Nutzen von Transfergesellschaften auf.

Schließlich bieten auch die Arbeitsagenturen

Qualifizierungs- und Vermittlungsmaßnah-

menan.DasBonner Institut zurZukunftderAr-

beit gelangte in einer aktuell diskutierten

Studie sogar zu der Ansicht, Transfergesell-

schaften br�chten keinen Mehrwert (vgl. Ar-

tikel im Handelsblatt vom 24.7.2009).

Die richtige Antwort auf die Nutzenfrage k�n-

nen allein die Betriebsparteien im Einzelfall

durch eine sorgf�ltige Analyse finden. Diese

muss aber auch durchgef�hrt werden, anstatt

unter dem Situationsdruck auf schubladen-

fertige Transfergesellschaftspakete zur�ckzu-

greifen.

Entscheidungen
BAG: Wirksamkeit einer Haushaltsbefristung

Das BAG entschied in seinem Urteil vom 2.9.2009

– 7 AZR 162/08 – wie folgt: Die Kl�gerin hatte mit

der beklagten K�rperschaft einen befristeten Ar-

beitsvertrag f�r die Zeit vom 1.1. bis zum

31.12.2007 abgeschlossen. Die Stelle der Kl�gerin

war im Haushaltsplan der Beklagten mit dem Ver-

merk „kw 31.12.2007“ versehen.

Gem�ß § 14 Abs. 1 S. 2 Nr. 7 TzBfG ist die Befris-

tung eines Arbeitsvertrages sachlich gerechtfer-

tigt und damit zul�ssig, wenn der Arbeitnehmer

ausHaushaltsmitteln verg�tetwird, die haushalts-

rechtlich f�r eine befristete Besch�ftigung be-

stimmt sind und der Arbeitnehmer entsprechend

besch�ftig wird. Diesen Anforderungen gen�gt es

nicht, wenn im Haushaltsplan vermerkt ist, dass

die betreffende Stelle zuk�nftig wegf�llt (sog. kw-

Vermerk; „kw“bedeutet „k�nftigwegfallend“).
(BAG PM vom 2.9.2009)

BAG: Befristung nach § 57b Abs. 1 S. 2 HRG

Das BAG entschied in seinem Urteil vom 2.9.2009

– 7 AZR 291/08 – wie folgt: Gem�ß § 57b Abs. 1

S. 2 HRG (jetzt: § 2 Abs. 1 S. 2 WissZeitVG) ist die

Befristung von Arbeitsverh�ltnissen mit wissen-

schaftlichem Personal mit abgeschlossener Pro-

motion l�ngstens bis zu einer Dauer von sechs

Jahren, im Bereich der Medizin bis zu neun Jah-

ren zul�ssig. Die l�ngere Dauer bei Medizinern

h�ngt mit deren zeitlicher Beanspruchung durch

die Facharztausbildung zusammen.

DasBAGhatnunentschieden,dassdieM�glichkeit

der l�ngeren Befristung f�r Mediziner nicht auf

Wissenschaftler anderer Fachbereiche �bertrag-

bar ist. Geklagt hatte ein Diplom-Biologe, der auf

der Grundlage zweier befristeter Arbeitsvertr�ge

im Zeitraum vom 1.5.2001 bis zum 31.12.2007 an

einer medizinischen Hochschule besch�ftigt war.

Die gegen die letzte Befristung gerichtete Klage

hatte Erfolg, da der zul�ssige Sechs-Jahres-Zeit-

raum�berschrittenwurde.
(BAG PM vom 2.9.2009)

BAG: Anzeigepflicht nach § 17 KSchG

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

28.5.2009 – 8 AZR 273/08 – wie folgt: Spricht der

Arbeitgeber eine K�ndigung vor einer nach § 17

KSchG erforderlichen Anzeige einer Massenent-

lassung aus, so ist die K�ndigung unwirksam.

Erst unmittelbar nach Eingang der Anzeige bei

der Agentur f�r Arbeit d�rfen anzeigepflichtige

K�ndigungen ausgesprochen werden.

Liegt der K�ndigungstermin vor Ablauf der ein-

monatigen Sperrfrist des § 18 Abs. 1 KSchG, so

endet das Arbeitsverh�ltnis erst mit Ablauf eines

Monats nach Eingang der Anzeige, sofern die

Agentur f�r Arbeit keiner fr�heren Beendigung

zustimmt.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2029-1

unterwww.betriebs-berater.de

BAG: Vertragsstrafe im Arbeitsvertrag

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

18.12.2008 – 8 AZR 81/08 – wie folgt: Die Verein-

barung einer Vertragsstrafe ist auch in formular-

m�ßigen Arbeitsvertr�gen zul�ssig.

Sie behandelt den Arbeitnehmer aber unange-

messen, wenn der Arbeitnehmer bei vertrags-

widriger L�sung des Arbeitsverh�ltnisses eine

Vertragsstrafe zahlen muss, die h�her liegt als

das Entgelt, welches er bei einer ordnungsgem�-

ßen Beendigung erhalten w�rde. Eine Ausnahme

hiervon gibt es nur bei Vorliegen eines besonde-

ren Sanktionsinteresses des Arbeitgebers im kon-

kreten Einzelfall.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2029-2

unterwww.betriebs-berater.de
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